
Ausfertigung 
Gemeinde Ellhofen Landkreis Heilbronn 
 

Satzung zur Änderung der Satzung über den Anschluss an die öffentliche 

Wasserversorgungsanlage und die Versorgung der Grundstücke mit Was-

ser (Wasserversorgungssatzung – WVS) 
 
 

Auf Grund der Paragrafen 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) sowie der Paragrafen 2, 8 Absatz 2, 11, 13, 20 und 42 des 
Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinde-
rat der Gemeinde Ellhofen am 12. November 2013 folgende Satzung zur Ände-
rung der Wasserversorgungssatzung vom 15. Januar 2008 in der Fassung vom 
13. Dezember 2011 beschlossen: 
 
 

Paragraf 1 
 
Paragraf 12 der Wasserversorgungssatzung erhält folgende Neufassung: 
 

Paragraf 12 

Zutrittsrecht 

 
Der Wasserabnehmer hat dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten der 
Gemeinde, im Rahmen des § 43 Absatz 5 Wassergesetz für Baden-
Württemberg und des § 99 der Abgabenordnung, den Zutritt zu seinen Räumen 
und zu den in § 24 genannten Einrichtungen, zu gestatten, soweit dies für die 
Prüfung der technischen Einrichtung, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und 
Pflichten nach dieser Satzung, insbesondere zur Ablesung, zum Austausch der 
Messeinrichtungen (Wasserzähler) oder zur Ermittlung der Grundlagen für die 
Gebührenbemessung, insbesondere zur Wasserzählerablesung, erforderlich ist. 
 
 

Paragraf 2 
 
Paragraf 15 der Wasserversorgungssatzung erhält folgende Neufassung: 
 

Paragraf 15 

Kostenerstattung 

(1) Der Anschlussnehmer hat der Gemeinde zu erstatten: 

1. die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung 
und Beseitigung der notwendigen Hausanschlüsse. Dies gilt nicht für 
den Teil des Hausanschlusses (Grundstücksanschluss), der in öffent-
lichen Verkehrs- und Grünflächen verläuft (§ 14 Absatz 2). 

2. die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung 
und Beseitigung der weiteren, vorläufigen und vorübergehenden 
Hausanschlüsse (§ 14 Absatz 4). 

Zu diesen Kosten gehören auch die Aufwendungen für die Wiederherstel-
lung des alten Zustands auf den durch die Arbeiten beanspruchten Flä-
chen. 



(2) Zweigt eine Hausanschlussleitung von der Anschlusstrommel im Hydran-
tenschacht ab (württembergisches Schachthydrantensystem), so wird der 
Teil der Anschlussleitung, der neben der Versorgungsleitung verlegt ist, bei 
der Berechnung der Kosten nach Absatz 1 unberücksichtigt gelassen. Die 
Kosten für die Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und 
Beseitigung dieser Teilstrecke trägt die Gemeinde. 

(3) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgültigen Herstellung des 
Hausanschlusses, im Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme. Der Er-
stattungsanspruch wird binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Abga-
benbescheids fällig. 

(4) Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame Hausanschlussleitung, so 
ist für die Teile der Anschlussleitung, die ausschließlich einem der beteilig-
ten Grundstücke dienen, allein der Eigentümer beziehungsweise Erbbaube-
rechtigte des betreffenden Grundstücks ersatzpflichtig. Soweit Teile der 
Hausanschlussleitung mehreren Grundstücken gemeinsam dienen, sind die 
Eigentümer beziehungsweise Erbbauberechtigten der beteiligten Grundstü-
cke als Gesamtschuldner ersatzpflichtig. 
 

(5) Sofern ein Wasserrohrbruch im öffentlichen Bereich liegt und eine Sanie-
rung im Schlauch-in-Schlauch-Verfahren wirtschaftlicher als in offener 
Bauweise ist, soll auf einen Kostenersatz des Grundstückseigentümers 
verzichtet werden. 

 
 

Paragraf 3 
 
Paragraf 17 der Wasserversorgungssatzung erhält folgende Neufassung: 
 

Paragraf 17 

Anlage des Anschlussnehmers 

(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und Unterhal-
tung der Anlage hinter dem Hausanschluss – mit Ausnahme der Messein-
richtungen der Gemeinde – ist der Anschlussnehmer verantwortlich. Hat er 
die Anlage oder Anlagenteile einem Dritten vermietet oder sonst zur Benut-
zung überlassen, so ist er neben diesem verantwortlich. 

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und 
anderer gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen sowie nach den an-
erkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, geändert und unterhalten 
werden. Die Errichtung der Anlage und wesentliche Veränderungen dürfen 
nur durch die Gemeinde oder ein von der Gemeinde zugelassenes Installa-
tionsunternehmen erfolgen. Die Gemeinde ist berechtigt, die Ausführung 
der Arbeiten zu überwachen. 

(3) Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befinden, können plom-
biert werden. Ebenso können Anlagenteile, die zur Anlage des Anschluss-
nehmers gehören, unter Plombenverschluss genommen werden, um eine 
einwandfreie Messung zu gewährleisten. Die dafür erforderliche Ausstat-
tung der Anlage ist nach den Angaben der Gemeinde zu veranlassen. 



(4) Es dürfen nur Produkte und Geräte verwendet werden, die den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik entsprechen. Die Einhaltung der Voraus-
setzungen des Satzes 1 wird vermutet, wenn eine CE-Kennzeichnung für 
den ausdrücklichen Einsatz im Trinkwasserbereich vorhanden ist. Sofern 
diese CE-Kennzeichnung nicht vorgeschrieben ist, wird dies auch vermutet, 
wenn das Produkt oder Gerät ein Zeichen eines akkreditierten Branchen-
zertifizierers trägt, insbesondere das DIN-DVGW-Zeichen oder DVGW-
Zeichen. Produkte und Geräte die  

1. in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum rechtmäßig hergestellt worden sind oder 

2. in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in der Tür-
kei rechtmäßig hergestellt oder in den Verkehr gebracht worden sind und 
die nicht den technischen Spezifikationen der Zeichen nach Satz 3 ent-
sprechen, werden einschließlich der in den vorgenannten Staaten 
durchgeführten Prüfungen und Überwachungen als gleichwertig behan-
delt, wenn mit ihnen das in Deutschland geforderte Schutzniveau gleich-
ermaßen dauerhaft erreicht wird. 

(5) Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betreiben, dass Störun-
gen anderer Wasserabnehmer, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen 
der Gemeinde oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwas-
sers ausgeschlossen sind. 

 
 

Paragraf 4 
 
Paragraf 22 der Wasserversorgungssatzung erhält folgende Neufassung: 
 

Paragraf 22 

Nachprüfung von Messeinrichtungen 

(1) Der Wasserabnehmer kann jederzeit die Nachprüfung der Messeinrichtun-
gen durch eine Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im 
Sinne des § 2 Abs. 4 des Eichgesetzes verlangen. Stellt der Wasserab-
nehmer den Antrag auf Prüfung nicht bei der Gemeinde, so hat er diese vor 
Antragstellung zu benachrichtigen. 

(2) Die Kosten der Prüfung fallen der Gemeinde zur Last, falls die Abweichung 
die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst dem Was-
serabnehmer. 

 
 

Paragraf 5 
 
Paragraf 29 der Wasserversorgungssatzung erhält folgende Neufassung: 
 

Paragraf 29 

Grundstücksfläche 

(1) Als Grundstücksfläche gilt:  

a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die Fläche, die der 
Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde zu legen ist;  



b) soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder eine Satzung nach § 34 
Absatz 4 Satz 1 BauGB nicht besteht oder die erforderliche Festsetzung 
nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 
50 Meter von der der Erschließungsanlage zugewandten Grundstücks-
grenze. Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Be-
grenzung hinaus oder sind Flächen tatsächlich angeschlossen, so ist die 
Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der Nut-
zung, zuzüglich der baurechtlichen Abstandsflächen, bestimmt wird. 
Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Er-
schließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grund-
stückstiefe unberücksichtigt. Zur Nutzung zählen auch angelegte Grün-
flächen oder gärtnerisch genutzte Flächen.  

(2) Teilflächenabgrenzungen gemäß § 31 Absatz 1 Satz 2 KAG bleiben unbe-
rührt.  

 
 

Paragraf 6 
 
Paragraf 35 der Wasserversorgungssatzung erhält folgende Neufassung: 
 

Paragraf 35 

Weitere Beitragspflicht 

(1) Von Grundstückseigentümern, für deren Grundstück eine Beitragsschuld be-
reits entstanden ist oder deren Grundstücke beitragsfrei angeschlossen wor-
den sind, werden weitere Beiträge erhoben,  

1. soweit die bis zum In-Kraft-Treten dieser Satzung zulässige Zahl bezie-
hungsweise genehmigte höhere Zahl der Vollgeschosse überschritten o-
der eine größere Zahl von Vollgeschossen allgemein zugelassen wird;  

2. soweit in den Fällen des § 34 Absatz 2 Nummern 1 und 2 eine höhere 
Zahl der Vollgeschosse zugelassen wird;  

3. wenn das Grundstück mit Grundstücksflächen vereinigt wird, für die eine 
Beitragsschuld bisher nicht entstanden ist; 

4. soweit Grundstücke unter Einbeziehung von Teilflächen, für die eine Bei-
tragsschuld bereits entstanden ist, neu gebildet werden.  

(2) Wenn bei der Veranlagung von Grundstücken Teilflächen gemäß § 29 Ab-
satz 1 Nummer 2 dieser Satzung und § 31 Absatz 1 Satz 2 KAG unberück-
sichtigt geblieben sind, entsteht eine weitere Beitragspflicht, soweit die Vo-
raussetzungen für eine Teilflächenabgrenzung entfallen. 

 
 

Paragraf 7 
 
Paragraf 37 der Wasserversorgungssatzung erhält folgende Neufassung: 
 

§ 37 

Entstehung der Beitragsschuld 

(1) Die Beitragsschuld entsteht:  



1. in den Fällen des § 26 Absatz 1, sobald das Grundstück an die öffentliche 
Wasserversorgungsanlage angeschlossen werden kann.  

2. in den Fällen des § 26 Absatz 2 mit dem Anschluss, frühestens jedoch mit 
dessen Genehmigung.  

3. in den Fällen des § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2 mit der Erteilung der 
Baugenehmigung beziehungsweise dem In-Kraft-Treten des Bebauungs-
plans oder einer Satzung im Sinne von § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 
und 3 BauGB.  

4. in den Fällen des § 35 Absatz 1 Nummer 3, wenn die Vergrößerung des 
Grundstücks im Grundbuch eingetragen ist.  

5. in den Fällen des § 35 Absatz 1 Nummer 4, wenn das neugebildete 
Grundstück im Grundbuch eingetragen ist. 

6. in den Fällen des § 35 Absatz 2, mit dem Wegfall der Voraussetzungen 
für eine Teilflächenabgrenzung nach § 29 Absatz 1 Nummer 2 dieser Sat-
zung und § 31 Absatz 1 Satz 2 KAG, insbesondere mit Inkrafttreten eines 
Bebauungsplanes oder einer Satzung gemäß § 34 Absatz 4 Satz 1 
BauGB, der Bebauung, der gewerblichen Nutzung oder des tatsächlichen 
Anschlusses von abgegrenzten Teilflächen jedoch frühestens mit der An-
zeige einer Nutzungsänderung gemäß § 49 Absatz 3. 

 

(2) Für Grundstücke, die schon vor dem 1. April 1964 an die öffentliche Wasser-
versorgungsanlagen hätten angeschlossen werden können, jedoch noch 
nicht angeschlossen worden sind, entsteht die Beitragsschuld mit dem tat-
sächlichen Anschluss, frühestens mit dessen Genehmigung.  

(3) Mittelbare Anschlüsse (zum Beispiel über bestehende Hausanschlüsse) ste-
hen dem unmittelbaren Anschluss an öffentliche Wasserversorgungsanlagen 
gleich.  

 
 

Paragraf 8 
 
Paragraf 49 der Wasserversorgungssatzung erhält folgende Neufassung: 
 

 

Paragraf 49 

Anzeigepflichten 

(1) Binnen eines Monats sind der Gemeinde anzuzeigen 

1. der Erwerb oder die Veräußerung eines an die öffentliche Wasserversor-
gung angeschlossenen Grundstücks; entsprechendes gilt beim Erbbau-
recht sowie beim Wohnungs- und Teileigentum; 

2. Erweiterungen oder Änderungen der Verbrauchsanlage sowie die Ver-
wendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen, soweit sich dadurch die 
Größen für die Gebührenbemessung ändern oder sich die vorzuhaltende 
Leistung wesentlich erhöht. 

(2) Anzeigepflichtig nach Absatz 1 Nummer 1 sind Veräußerer und Erwerber, 
nach Absatz 1 Nummer 2 der Anschlussnehmer. 



(3) Binnen eines Monats hat der Anschlussnehmer der Gemeinde mitzuteilen, 
wenn die Voraussetzungen für Teilflächenabgrenzungen gemäß § 29 Ab-
satz 1 Nummer 2 dieser Satzung und § 31 Absatz 1 Satz 2 KAG entfallen 
sind, insbesondere abgegrenzte Teilflächen gewerblich oder als Hausgarten 
genutzt, tatsächlich an die öffentliche Abwasserbeseitigung angeschlossen 
oder auf ihnen genehmigungsfreie bauliche Anlagen errichtet werden. 

(4) Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versäumt, so haftet im Falle des 
Absatzes 1 Nummer 1 der bisherige Gebührenschuldner für die Benut-
zungsgebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Anzeige bei der 
Gemeinde entfallen. 

 
 

Paragraf 9 
 
Paragraf 50 der Wasserversorgungssatzung erhält folgende Neufassung: 
 

Paragraf 50 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 142 der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 4 ein Grundstück nicht an die öffentliche Wasserversorgung 
anschließt, 

2. entgegen § 5 nicht seinen gesamten Wasserbedarf der öffentlichen Was-
serversorgung entnimmt, 

3. entgegen § 8 Absatz 1 Wasser an Dritte ohne schriftliche Zustimmung der 
Gemeinde weiterleitet, 

4. entgegen § 14 Absatz 5 Beschädigungen des Hausanschlusses nicht un-
verzüglich der Gemeinde mitteilt,  

5. entgegen § 17 Absatz 2 Anlagen unter Missachtung der Vorschriften der 
Satzung, anderer gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen sowie der 
anerkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, ändert oder unterhält, 

6. entgegen § 17 Absatz 4 Materialien und Geräte verwendet, die nicht ent-
sprechend den anerkannten Regeln der Technik beschaffen sind, 

7. entgegen § 17 Absatz 5 Anlagen und Verbrauchseinrichtungen so be-
treibt, dass Störungen anderer Anschlussnehmer, störende Rückwirkun-
gen auf Einrichtungen der Gemeinde beziehungsweise Dritter oder Rück-
wirkungen auf die Güte des Trinkwassers eintreten. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne von § 8 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 KAG handelt, 
wer vorsätzlich oder leichtfertig den Mitteilungspflichten nach § 21 Absatz 3 
Satz 2 und § 49 Absatz 1 bis 3 dieser Satzung nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig nachkommt. 



 

 

Paragraf 10 
 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2014 in Kraft. 
 
 
Ellhofen, 12. November 2013 
 
 
Wolfgang Rapp 
Bürgermeister 
 

Hinweis: 
 
Eine Satzung, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung oder aufgrund der Gemeindeordnung zustande gekommen 
ist, gilt ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande 
gekommen. Dies gilt nicht, wenn 
 
1. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 

Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
 
2. der Bürgermeister dem Beschluss nach Paragraf 43 der Gemeindeordnung 

wegen Gesetzeswidrigkeit widersprochen hat oder wenn vor Ablauf der in 
Satz 1 genannten Frist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss bean-
standet hat oder die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegen-
über der Gemeinde Ellhofen unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. 

 
Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nummer 2 dieses Hinweises geltend gemacht 
worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 dieses Hinweises genannten 
Frist jedermann diese Verletzung geltend machen (Paragraf 4 Abs. 4 der Ge-
meindeordnung für Baden-Württemberg in der Fassung vom 24. Juli 2000). 
 
 


